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EINFÜHRUNG 

Fast genau an dem Tage, an dem Napoleon sich die französische Kai­

scrhonc auf's Haupt setzte, traf Stein in Berlin ein, um sein Minist er­

amt zu übernehmen. Prcussen stand am Vorabend schwerer Entschei­

dungen. Denn die Zeitspanne des Frieden s, d en es sich durch die in 

Basel eingeleitet e Neutralitätspolitik gesichert hatte, ging zu Ende. Die 

Frage, ob man sich für oder gegen das System erklären wolle, in welches 

der neue Imperator Europa zu zwingen suchte, musst e entschieden 

werden. Würde der preussischc St aat unter seiner damaligen Führung 

auf der Grundlage der überkommenen politischen und sozialen Ord­

nungen stark genug sein, diese Entscheidung aus eigener Kraft herbei­

zuführen und durchzukämpfen? Das waren die großen Fragen, die für 

die allernächst e Zukunft gest ellt waren, bei deren Lösung der neue 

Minister , weit über d as ihm zunächst anvertraute Arbeitsgebiet hinaus­

wachsend und hinausgreifend, zum Fühi:er und Erneuerer eines ganzen 
Volkes und Staat swesens wurde . 

E s blieben ihm nur wenige Monat e ungestörter friedlicher Arbeit, ehe 

d ie Stunde der grosscn Auseinandersetzung sich ankündigte . Wir strei­

fen in der Sa mmlung d er amtlichen und persönlichen Dokument e, die 

hier im zweiten Band unserer Publikation vorgelegt werden , nur kurz 

diese Anfänge des er st en Stcin'schcn Minist eriums, um wenigst ens die 

H auptproble me aufzuzeigen , die in seinem Ressort zu bewältigen waren , 

und dabei vor allem seine Mitarbeit an den er st en schüchternen Versuchen 

einer Reform cles F inanz- und St euersyst ems sowie der V crwaltungs­

or ganisation des prcu ssischcn Staa t es in d en Jahren 1804· und 1805 doku­

mentarisch zu beleuchten . 

Die weitere Betrachtung der amtlichen Tätigkeit St eins an Hand seiner 

Akten und Briefe führt da nn sehr schnell in die Zeit der gewaltigen ausscn­

und innenpolitischen Entscheidungen hinein. Denn diese begann nicht 

erst mit d em Vor st oss Steins vom April 1806 oder mit dem Au sbruch des 

Krieges im Oktober des Jahres - das alles liegt ja schon im Zuge der 

Entwicklung, die einsetzt mit der Mobilmachung im Herbst 1805 und der 

missglückten politischen Inter vention Preusscns im K ampf Franheichs 

gegen die dritte K oalition . Au s dieser Zeit st ammen die erst en grosscn 

Finan zdenkschriften St eins, der , mit der finanziellen Vorbereit ung des 

Kampfes beauftragt, nunmehr eine umfassende Reform des prcussischcn 
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Ste uersyst ems, vor allem die E inführung einer E inkom men steuer vor ­

schlug. In dieser Zeit begann die wirtschaftliche und finanzielle Krise. 

die die nutzlose Mobilmachung und in besondere der H andelskonflikt 

mit England hervorriefen , und die der verlorene Krieg in's Unermesslicht' 

steigerte. In dieser Zeit begann aber auch die rapide Verschlechterung 

der aussen politischen Lage Pre ussen s, die St ein und seine Freunde 

schliesslich zur Überzeugung brachte, dass bei der damals bestehendelJ 

Organisation der oberst en , Staatsführung, dem System der Kabinet ·. 

regierung, die Monarchie dem Untergange preisgegeben sei, und die so 

den unmittelbaren Anlass zu der ersten grossen Reformdenkschrift Stein · 

(vom 26./27. April 1806) gegeben hat. Die Forderung e iner grundlegen­

den Neugestaltung der ober t en preu ssischen Staat sführung, clie hier zum 

er stenmal mit rücksichtsloser Entschiedenheit gest ellt ist, rückte in den 

nächst en Monaten , in denen die aussenpolitische Entwicklung alle Be­

fürchtungen Steins über die Unzulänglichke it der h errschenden Führung 

bes tätigte, immer mehr in den Mittelpunkt seines politischen Denken s 

und Handelns. Diese F orderung wurde, da die Aprildenkschrift n icht un­

mittelbar bis zum König durchgedrungen war, diesem in einer ne uen Ein­

gabe im September 1806, also unmittelbar vor der Katastrophe, direkt vor­

getragen, sie wurde schliesslich nach dem Zusammenbruch zur Kernfrage 

für die Wiederaufrichtung des Staates überhaupt. Deswegen gab es hier 

für Stein keine Kompromisse, und diese bedingungslose Entschlossenheit. 

mit der er den Kampf gegen das System der Kabinet sregicrung durch ­

gefochten hat, führte schliesslich in den er st en Tagen des Jahres 1807 

den K onflikt herbei, der mit Steins Entlassung endet e. 

Die Publikation verfolgt Schritt für Schritt die Entwicklung und Zu­

spitzung dieser dramatischen Auseinandersetzung. Sie ist damit be­

reits in die grosse für die Geschichte seines Leben s und des preussi chc11 

Staates entscheidende Epoche eingetret en , in der Stein zum Träger der 

politischen Zukunftsen t wicklung Pre ussen s und damit zu einer der zen­

tralen Gest alten der prcussisch-dcutschen Geschichte geworden ist. Denn 

die Führerrolle, die er im Kampf gegen das Kabinet übernommen hatte, 

seine männlich fest e Haltung mitten in den Schrecknissen und Wirren 

des Zusammenbruches, seine Ablehnung jeder äusseren und inneren Un­

terwerfung, sie machten ihn über alle Rückschläge seiner Politik hinweg 

zum Haupt und zur Hoffnung aller derer, die noch au eine \Vieder­

aufrichtung des geschlagenen Staa tes glaubten. 
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Auf ihn blieben ihre Blicke auch gerichtet , als Stein nach Nassau ab­

gegangen und damit von d er politischen Bühne abgetret en war. An seine 

Rückkehr klammerten sich ihre H offnun gen . Aber auch ihn selbst liess 

das Geschick d es Staates nicht ruhen, dessen Grössc ihn einst bewogen 

hatte, in seine Dienste zu tret en , und von d em er auch in j enen dunklen 

Tagen überzeugt blieb , dass mit seinem Schicksal auch das der deutschen 
Nation unauflöslich verknüpft sei. In den Wochen , die dem Vernich­

tungsfricdcn von Tilsit vorausgingen , in der nach Redens Wort von den 

Preussen nicht mehr die Rede war, sodass es schien , als wären sie nie ge­

wesen, in denen Stein selbst voll Wehmut die Lage Prcussens mit der des 

gefallen en Athen verglich , hat er in Nassau das grosse Reformprogramm 

entworfen, das eine neue Epoche der inneren Geschichte. Prcusscns ein­

leitet e und das mit dem Gedanken der Selbstverwaltung ein neues ge­

st altendes Prinzip in seine innere Entwicklung einführte oder zu neuem 
Leben erweckte. 

Denn, wenn die Nassauer Denkschrift zunächst auch ausgeht von der 

damals noch immer ungelösten Frage der Reorganisation d er ober sten 

Staatsbehörden und die Einführung des modernen Sachprinzips als allei­

nige Grundlage der Geschäftsverteilung verlangt , so liegt ihre entschei­

dende Bedeutung doch in den Forderungen, die Stein aus der Erkenntnis 

abgeleitet hat, dass mit den Mitteln einer auch noch so wohl organisierten 

Bürokratie allein die Kri se des Staates nicht zu beheben war, dass das 

grosse Werk der Wiederaufrichtung Preusscns nur dann gelingen und 

Bestand haben konnte, wenn es möglich war, die brachliegenden Energien 

des Volkes für die Mitarbeit am Staat zu gewinnen und Volk und Staat 

in dieser gemeinsamen Arbeit zusammcnzuschwcisscn . Das bedeutet 

nicht, dass Stein die Notwendigkeit einer energischen und selbständigen 

Staat sführung verkannt hätte, oder dass er diese Führung den politischen 

Kräften , die er aufrief, h ätte unterwerfen wollen . Ganz im Gegenteil: 

sie bildet das selbst verst ändliche Korrelat der Selbstverwa ltungsidee in 

seinem politischen System . Nur im R ahmen einer geschlossenen Staat s­

ordnung mit gesicherter Führung hat St ein die Selbst verwaltung ge­

sehen , und ihr hat er sie einhauen wollen . In diesem Rahmen sollte sie 

Träger und Sachwalter bestimmter kommunaler Aufgaben sein, in diesem 

Rahmen sollte sie die Regierung mit den Wünschen und Nöten des Volkes 

bekanntmachen und sie bei ihren Bemühungen um ihre Abstellung unter­

stützen . Deshalb bedeutet die spätere, auf eine Autonomie der Selbst -
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verwaltung hinzielende liberale Entwicklung eine verhängnisvolle Ab­

irrung vom Wege Steins, deren nachteilige und zer setzende Wirkung noch 

dadurch gesteigert wurde, dass die Selbstverwalt ungsorgane zum Instru­

ment des Interessen- und P arteienkampfes und oft genug auch zum In­

strument von Bestrebungen wurden, die - ein Hohn auf die Ideen und 

Ziele des Schöpfers dieser Einrichtungen - sich die Zer se tzung und Zer­

störung der Nation und ihrer Ordnungeu zum Ziel gesetzt hatten . Frei­

lich , indem mau so die liberale Missdeutung seiner Selbstverwaltuugs­

Gedanken ablehnt, wird man sich doch auch davor hüten müssen , sie 

uun in einem entgegengesetzten , rein e tatistischeu Sinne umzudeuten. 

Denn das grosse Selbstven valtungsprogramm Steins ist doch nur Aus­

fluss der Erkenntnis, dass der Staat nichts ausserhalb und unabhängig 

vom Volk Bestehendes sei, sondern nur die Ausdrucksform und der Hah­

men seiner Lebensordnung, dass er deshalb ohne lebendige Verbindung 

mit dem Volk, ohne dessen tragende Mitarbeit auf die Dauer nicht 

existieren könne. Der diesen Erkenntnissen und Bestrebungen zugrunde­

liegende Volksbegriff ist in der E inleitung zu dem bereits erschienenen 

5. Bande der Publikation herausgearbeitet worden. Dort wurde darauf 

hingewiesen , 1. dass nach Steins Geist und Willen nur diejenigen am po­

litischen Leben der Nation t eilhaben sollten, die durch geschichtliche 

Zugehörigkeit und eigene bewusste Entscheidung dem Dasein der 

Nation verhaftet und bereit sind, mit ihrem ganzen Sein und Denken 

ihm zu dienen und sich dafür einzusetzen , 2. dass die innere Geschlossen­

he it eines im nationalen Denken einigen , völlig auf die Lebens­

forderungen und Leben snotwendigkeiten der Nation ausgerichtet en Vol­

kes für Stein die unbedingt e und selbstverständliche Voraussetzung war, 

auf der alle seine Pläne über die Teilnahme des Volkes am Staatsleben 

beruhten. Dass dieses Volk für die grossen Aufgaben , die er ihm zuwies, 

erst enogen werdeu müsse, darüber ist sich Stein ganz klar gewesen, 

und deshalb ist die Selbstverwaltung für ihn - neben allem, was er sich 

dafür an posi tivem Gewinn für den Staat versprach - ein politisches 

Erziehungsinstrument allererster Ordnung. 

„ Belebung des Gemeingeistes und des Bürgersinn s, Benutzung der schla­

fenden oder falsch geleiteten Kräfte, Einklang zwischen dem Geist der 

Nation und ihren Bedürfnissen und denen der Staatsbehörden, die Wie­

derbelebung der Gefühle für Vaterland, Selbständigkeit und National­

ehre", <las ist die grosse politisch-ethische Begründung und Zielsetzung 
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des Stein'schen Selbstverwaltungsprogramms, das in der Nassauer Denk­

schrift niedergeleg t ist. 

Die grosse Reformdenkschrift, deren genau es Entst ehungsdatum nicht 

festzustellen ist, kann noch nicht lange vollendet gewesen sein, als in 

Memel der Entschluss gefasst wurde, den gestürzten Minist er zurück­

zurufen. 
E s ist immer als einer der grössten Momente im Leben Steins betrachte t 

worden, dass er , der im Zorne der Auseinander setzung den preussischcu 

Hof als „eine geistlose geschmacklose Zusammensetzung", bezeichne l 

hatte, „keiner anderen als der fau lenden Gärung fähig", der sich vor­

genommen hatte, im Falle einer Wiederberufung sich Garantien „gegen 

unanständige Behandlung" geben zu lassen , dass er nun, als der Ruf 

wirklich an ihn erging, ihm ohne Zaudern und Besinnen folgte. „ In die­

sem Augenblick des allgemeinen Unglücks wäre es sehr unmoralisch , se ine . 

eigene P erson in Rechnung zu bringen". Mitte August vcrlicss er assau, 

am 30. September war er in Memel. 

E s kann nicht der Zweck dieser Einführung sein , das grossc Reformjahr, 

an dessen Schwelle wir nun mit unserer Publikation stehen, anders a ls 

in seinen hauptsächlich sten Zügen zu umrcisscn . E s dürfen hier nur die 

Grundlinien des grosscu \Verkcs, das Stein geschaffen hat, der Geist , der 

es beseelte, die Ziele, denen es zustrebte, kurz aufgezeigt werden. Und 

da ist zuer st und vor allem auf eines hinzuweisen: das ist die vorwärts­

rcissendc Kraft, die nun mit der Wiederkehr Steins in die prcussische 

Staatsverwaltung einzog. Wer das zaghafte Tempo der prcussisch cn Re­

formpolitik , die manche von Steins sozial- und wirtschaftsrcfonncrischeu 

Plänen j a schon längs t vor dem Zusammenbruch vou 1806 in Angriff 

genommen hatte, vergleicht mit dem Sturmschritt, in dem es nun unter 

Führung Steins vorwärtsging, ermisst sofort die unerhörte Gewalt der 

Impulse, die von ihm ausgingen . Wenn mau dabei a uch nicht verkennen 

wird, dass mit dem Zusammenbruch a uch viele der vorher bestehende n 

Hemmnisse und Bedenklichkeiten hinweggefegt worden waren, so darr 

doch ebensowenig über sehen werden, dass sogleich mit Steins Ausschei­

den das ganze grossc Werk wieder ins Stocken geriet - Beweis genug, 

dass nicht d ie Umstände, sondern der Geist und die Tatkraft Steins das 

Schicksal der Reform bestimmten . 

Das lässt sich mit aller Deutlichkeit schon am ersten seiner grosscn Re­

formgesetze beobachten. Gewiss, das Edikt iibcr die Bauernbefreiung 
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war bei Steins Rückkehr bis weit in seine Einzelheiten hinein vorbereitet, 

aber schon wenige Tage nach Steins Amtsantritt war es Gesetz und durch 

seine Initia tive auf den ganzen Bereich der Monarchie ausgedehnt, die 

Frage des Bauernschutzes von vornherein damit verkoppelt. Sie wurde 

wenige Monate später durch die Verordnung vom 14. Februar 1808 über 

<las Einziehen und Zusammenschlagen der Bauernhöfe in ihre gesetzliche 

Form gebracht. 

Inzwischen aber war das Problem der Agrarreformen schon von einer 

andern nicht minder wichtigen Seite her in Angriff genommen. E s war 

eine in den Traditionen der preussischen Agrarpolitik längst verankerte 

Erkenntn is, dass mit der Befreiung der Bauern von der Erbuntertänig­

keit und den daraus entspringenden Dienst en und Last en doch nur ein 
erster Schritt auf dem \Vcge zum eigentlichen Ziel, der Schaffung eines 

selbständigen und gesunden Bauernstandes gemacht sei, und dass man, 
um es wirklich zu erreichen, die Bauern darüber hinaus auch zu tatsäch­

lichen Eigentümern der von ihnen bebauten Stellen machen müsse. 

Stein selbst hatte schon in seiner westfälisch en Zeit sich mit dieser Frage 

beschäftigt und war für die Verleihung des Eigentumsrechtes an die 

Bauern eingetret en . Diese Pläne galt es nun zu verwirklichen. Die Ver­

handlungen darüber sind, angeregt durch eine Denkschrift des Kriegs­

rats Wlömer, Ende Dezember 1807 aufgenommen worden , kamen aber 

vor Steins Abreise nach Be1·lin (Ende Februar) nicht mehr zum Ab­

schluss. Gleich n ach seiner Rückkehr aus Berlin hat Stein die Frage 

wieder aufgegriffen und in einer grossangclegten Denkschrift die Ergeb­

nisse der bisherigen Verhandlungen zusammengefasst . Wenige Tage 
nachher beauftragte er den Staat sminist er von Schroetter mit der Ab­

fa ssung des Edikts über die Verleihung des Eigenturnrechts an die Do­

rnäncnbaucrn. Am 27. Juli bereits wurde es vollzogen , und damit wurde 

4 7 000 Familien , die zusammen 41/ 2 Millionen Magdeburgischc Morgen 

als P ächter bebauten , die Möglichkeit gegeben , zu freien Eigent ümern zu 

werden. Die Ausdehnung dieses Geset zes auf die Privatbauern ist dann 

1811 durch das Regulierungs-E dikt Hardcnbcr gs erfolgt , allerdings in 

einer Form, die Stein als verderblich ab gelehnt hat. 

Mit der selben Ener gie, mit der Stein an die Lösung dieser agrarpolitischcn 

Fragen h erangegan gen war, wurde sofort n ach seinem Amtsantritt auch 

die Neugest altung der preu ssischen Staatsverwaltung in Angriff ge­

nommen . Schon Ende Nove mber hat er den Plan für die Reorganisation 
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der obersten Staatsbehörden vorgelegt, der die Eiuführung der modernen 

Ministerialverfassung in Preussen begründete und der völlig er starrten 

und bedeu t ungslos gewordenen Institution des Staatsrats eine neue Form 

und Stellung im Staatsleben gab. Einige Wochen der Beratung gingen 

hin, bis der Plan am 27. Februar 1808 seine endgültige Form erhielt. 

Seine Vollziehung aber musst e zunächst ausgesetzt bleiben , weil die 

neue Verwaltungsordnung er st ins Leben tret en konnte nach der völligen 

Befreiung des preu ssischcn Staatsgebiet es, deren Herbeiführung die 

Hauptaufgabe der in den let zten Februartagen unternommenen Reise 

St eins nach Berlin war. Da St eins Mission ihr Ziel nicht erreichte und 

nie Räumung Preusscns erst Ende 1808 erfolgte, so blich der Plan liegen 

und wurde er st Ende 1808 kurz vor dem Ab gange Stein s am 24. Novem­

ber mit einigen Modifikationen vollzogen . Dass er auch in dieser Form 

nicht verwirklicht worden ist , dass das Publikandum vom 16. Dezember 

1808 und die späteren Verordnungen über die veränderte Verfassung der 

ober sten Staat sbehörden mancherlei Abänderungen gebracht haben, dass 

insbesondere um die Einführung des Staatsrates längere Zeit gekämpft 

wurde, das ändert nichts an der T at sache, dass t rotz allem die Stein'sch cn 

Reformpläne die Grundlage der modernen Organisation der preussischen 
Zentra lbeh örclen geschaffen haben. 
Das gleiche gilt nun auch über den Organisationsplan für die Unter­

behörden des pre ussischen Staates, der am 27. Dezember 1807 ein­

gereicht wurde. Er führt <lie Inst itution der Oberpräsidenten in die 

preussische Verwaltung ein, er hat vor allem die Organisation der Kam ­

mern (der jetzigen Regier ungen) auf ihre moderne Grundlage gestellt. 

Auch dieser Plan ist wie der für die R eorganisation der obersten Staats­

behörden er st kurz nach Steins Abgang (durch die Verordnun g vom 

26. Deze mber 1808 wegen der verbesserten Einrichtung der Provinzia l­

P olizei- und F inanzbehörden) vollzogen worden . - \Vährcnd aber di1: 

Beratungen über die Reform der Zentralbehörden mit der E inreichung 

des Organisationsplanes vom 27. Februar 1808 im wesentlichen ab­

geschlossen waren, haben sich d ie Verhandlungen über die R eform 

der Unterbehörden über einen sehr viel längeren Zeitraum er streckt, 

weil Stein auf dieser Stufe der Organisation Bürokratie und Selbstverwal ­

tung verknüpfen wollte und über diese Fragen nachträglich neue Gut­

achten einzog. War schon im Organisationsplan für die Zentralbehörden 

die Mitarbeit nicht beamtet er Kräfte in den oberen Staatsbehörden durch 
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die Einführung wissen schaftlich-tcchuischer Deputationen vorgesehen wor­
den , so sollte nun auf der S tufe der Provinzialvcrwaltung den Vertretern 

der Selbstverwaltungsorgane Gelegenheit zu verantwortlicher Teilnahme 
an der Tätigkeit der Provinzialbchördcn gegeben werden. Zu diesem 
Zweck plante St ein die H eranziehung ständischer Deputierter b ei den Re­
gierungen, ein Gedanke, des cn Durchführbarkeit von seinen Mitarbeitern 
sofort angezweifelt wurde und der sich auch praktisch nicht hat verwirk­
lichen lassen, trotzdem die Verordnung vom 26. Dezember die stündi­
schcn Deputierten noch beibehielt. 

Ausscrdcm aber war es die Absicht Steins, im Zusammenhang mit der 
Umgestaltung der Provin:t:ial- und Unterbehörden auch den Aufbau 
der kommunalen Selbst verwaltungseinrichtungen , und zwar vou unten 
nach oben, in Angriff zu nehmen. Sie waren gedacht als unter er 
Abschluss und zugleich als e ines der wichtigst en Fundamente de r 
ganzen neuen Staatsorganisation , in der mit den K ammern die Sphäre 
<lcr Bürokratie a ufhören und die der reinen Selbst vcrwaltuug beginnen 
sollte. 

Über diese Fragen der Organisation der kommunalen Selbstverwaltung 
und der Provinzial Behörden hat Vinckc im Frühjahr und Sommer 1808 
eine Reihe ausführlicher Dcnksclll'iftcu für Stein ausgearbeitet , in denen 
die Selbstverwaltungseinrichtungen Englands und Westfalen s als das ge­
meinsame Ideal beider Männer heraustret en (Friedensrichter , Erbcn­
uud Kirchspielstage). Aber auch hier zeigte es sich , ähnlich wie bei den 

ständischen Deputierten , dass die Ideen S teins sich praktisch nicht ver­
wirklichen liesscn , da die aus den besonderen geschichtlichen und so­
:1. ialcn Verhältnissen dieser Länder erwachsenen Einrichtungen nicht auf 
die so ander s geartet en Vcrh~iltnissc der altprcussischen Provinzen über­
tragen werden konnten . Über diese Schwierigkeiten ist man während 
der Amtszeit Steins n icht hinweggekommen, und die R eform der K om­
munalverfassung des platten Landes gehört mit zu den ungelösten Auf­
gaben, die er seinen Nachfolgern hinterlassen hat. 

Um so grossartigcr und schöner ist dafür der Neubau der sUidtischen 
Selbst verwaltung gelungen. Die Richtlinien dafür hatte Stein schon in 
der Nassauer Denkschrift festgelegt. In ihnen hat man den Anstoss und 

das F undament des grossen Werkes der Städteordnung zu sehen , trot z 
allem, was später an äusscrcn Anregungen hinzugekommen ist , um die Be­
ratung über die Verwirklichung der Stein'schcn Ideen in Fluss zu bringen , 
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und trotz allem, was von Steins Sachbearbeitern, insbesondere dem 

Königsberger P olizeidirektor Frey, für die Ausarbeit ung des Gesetzes 
geleistet worden ist. 

Stein wollte die Reform der Stadtverfassung zunächst im Zusammenhang 

mit den übrigen Plänen über den Aufbau der Selbstverwaltung behan­

deln, mit denen er sich im Frühjahr 1808 von neuem ernstlich zu be­

schäftigen begann . Aber nach seiner Rückkehr aus Berlin nahm er sie aus 

diesem Zusammenhange heraus und hat sie von Ende Juni ab mit aller 

Energie vorwärts getrieben. Er beauftragte Frey mit ihrer Bearbeitung, 

und dieser legt e schon am 17. Juli seinen Entwurf der Städteordnung vor, 

von dem dann die ganze weitere Beratung ausgegangen ist , deren Ablauf 

wir in dieser Einführung nicht weiter zu verfolgen haben. Ber eits am 
19. November 1808 konnte das Gesetz dem König zur Vollziehung vor­

gelegt werden, der es durch die Kabinct sordrc vom 19. November 1808 
sanktionierte. 

Über die ideengcschichtliche Grundlage dieses grosscn Reformgesetzes, 

insbesondere über sein Verhältnis zur Munizipalgesctzgcbung der franzö­

sischen Revolution ist viel gestritten worden. H eute kann es als fest­

stehend gelten, dass Stein selbst nicht unter dem Einfluss des französi­

schen Vorbildes gestanden hat, sondern dass sein eigentliches Ideal die 

altddeutsche Stadtgemeinde gewesen ist, wie sie Möser gezeichnet hatte. 

Sehr viel stärker wirkten die französischen Einflüsse auf Frcy, und wo 

sie sich in der Städteordnung bemerkbar machen , sind sie durch ihn 

hineingekommen, während Stein darauf bedacht war, „ die fatale fran­

zösische Nachahmung" zu vermeiden. Das Übergewicht, das die neu e 

V crfassung der Versammlung der Stadtverordneten verlieh , die all­

zu starke Beschränkung der Staatsaufsicht, die unklare und unbefrie­

digende Lösung der Frage der städtischen Polizei, das alles hat Stein 

sehr bald selbst als fühlbare Mängel seines Gesetzes empfunden, und er 

hat ihre Beseitigung durch die revidierte Stä~teordnung von 1831 be­

grüsst. 

Die Städteordnung ist das einzige der grossen Reformgesetze Steins, in 

dem die Idee der Selbstverwaltung verwirklicht worden ist. Seine Pläne 

über die Bildung der Kommunalverfassung der Landgemeinden und 

Kreise sind, wie wir gesehen haben, nicht zur Durchführung gelangt, 

ebensowenig wie seine Ideen über die Schaffung von Prov inzial- und 

Reichsständen. In diesen sollten die Kräfte der kommunalen Selbst-
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vcrwaltung zusammengefasst werden, aber dieser zentrale Teil seines 

Reformprogramms ist während der Amtszeit Steins über das erste 

Stadium einer grundsätzlichen Erörterung nicht hinausgekommen. Um 

seine Verwirklichung ist dann noch Jahrzehnte gerungen worden, erst in 

seinem späten Alter hat Stein die Einführung der Provinzialstände erlebt 

und als Marschall drcier westfälischer Landtage an ihren Beratungen 

führenden Anteil genommen . Für die Einführung der Reichsstände hat 

Stein bis in sein letztes Leben sjahr immer wieder und immer ver­

geblich gekämpft. 

So hinterlässt gerade vom Blickpunkt der Selbstverwaltung aus Steins 

Werk den Eindruck des Fragmentarischen und Unvollendeten. Und doch 

haben gerade St eins Selbstverwaltungsgedanken - sicherlich der ihm 

eigentümlichste Teil seiner politischen Ideologie - das ganze folgende 

Jahrhundert nicht losgelassen, sie sind neben dem Gedanken der Reichs­

einheit der stärkste und unmittelbar wirkungsmächtigste Bestandteil 

seines politisch en Erbe s für die deutsche Entwicklung des 19. Jahr­

hunderts geworden . 

Fassen wir nun noch einmal die Grundlinien seiner st aatspolitischen 

Leistung zusammen. Man wird sie in vier Richtungen sehen dürfen: 

Erstens in der H erst ellung klarer Verantwortlichkeiten und einer ge­

regelten Geschäftsverbindung zwischen dem König und seinen oberst en 

Ratgebern durch die Einführung der modernen Ministerialverfassung 

und des Staatsrats. Zweiten s in der klaren und neuen Verteilung de1· 

Verwaltungsaufgaben und Befugnisse zwischen den Zentralbehörden 

und ihren nachgeordnet en Dienst st ellen in der Provinzialverwaltung durch 

die Einführung der Oberpräsidenten und die Reorganisation der Kam· 

mern, wobei die Selbständigkeit und Verantwortlichkeit der letzteren gc· 

stärkt und eine Entlastung der Zentralverwaltung von aller Kleinarbeit 

angestrebt wurde . Dritten s in der Heranziehung des Volkes zur Mit­

arbeit am Staat in den kommunalen und provinzialen Selbstverwal­

tungskörpern, über denen sich als krönender Abschluss die Reichsstände 

aufbauen sollten . Viert ens in der durchgreifenden Erneuerung der wirt­

schaftlichen und sozialen Grundlagen des Volkslehens. Was dabei zur 

Hebung und Befreiung bestimmter Schichten geleistet wurde, geschah 

nicht allein um ihrer selbst willen und zur Beseitigung überkommener 

Missstände, es geschah in erster Linie, um auf diesem Wege au s dem Kon­

glomerat kast enmässig geschiedener, vom Staat oft genug durch die 
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Zwischeninstanz <ler Feudalhoheit getrennter Schichten cmcn einheit­

lichen Volkskörper zu bilden. 

An dieser Stelle vollzieht Stein den folgenschwersten, zutiefst revolutio­

nären Eingriff in die Substanz des altpreussischen Staates : durch die 

Einführung eines n euen Volksbegriffes in seine politisch-geschichtliche 

Entwicklung. Dabei ist es nicht nur die Umwandlung der sozialen Struk­

tur, die diesem E ingriff seinen revolutionären Charakter verleiht, er er­

hält ihn vor allem durch die gleichzeitig er strebte Politisierung der Nation, 

die das Ziel der Selbstverwaltungspolitik Steins gewesen ist. 

Politisierung, das bedeutet für ihn allerdings nicht Entfesselung der poli­

tischen Kräfte zum Kampf um irgendwelche R echte und Freiheiten 

unter dem Schlagwort der Volkssouveränität, sondern in er ster Lini() 

ihren Einsatz bei der Lösung bestimmter Aufgaben und zur Über­

nahme bestimmter Pflichten. Nichts vermöchte deutlicher den Sinn 

dieser Politisierung kundzutun als das Thema, das er der ersten von ihm 

geplanten Versammlung preussischer Reichsstände st ellte: sie sollte 
den Pariser Knechtungsvertrag vom 8. September 1808 verwerfen und 

den einmütigen \Viderstandswillen des preussischen Volkes vor aller 

Welt und auch dem König gegenüber zum Ausdruck bringen . 

Man ermisst den Umfang und die Bedeutung des revolutionären Vor­

stosses, der sich hier unter der Führung Steins vollzog, erst dann r ich­

tig, wenn man in ihm den Zusammenhang mit der grossen Reform be­

greift, die gleichzeitig auf einem anderen , dem militärischen Gebiete, in 

Angriff genommen wurde. Denn dieses ganze \Verk der völkischen , 

staatlichen und militürischen Erneuerung Preusscn s ist aus einem 

Guss. Mit keinem der führenden Staatsmänner Preussens haben die 

Schöpfer der preussischen Wehrmacht, Scharnhorst und Gneisenau, in 

so enger persönlicher und geistiger Verbindung gestanden wie mit Stein. 

Und auch das, was sie planten , die Schaffung des preu ssischen Volks­

heeres auf der Grundlage der allgemeinen Weh1·pflicht, setzt die po­

lit ische Nation vora us und sollte zugleich ein Mittel ihrer Erziehung und 

Bildung sein. Auf solchen geistigen Prämissen beruht die unter Steins 

Teilnahme geschaffene Neufassung der prcussischcn Kriegsartikel und 

des Fahneneides, die an Stelle des Berufsethos des alten Söldncrhecrcs 

das Ethos der nationalen Idee zum Fundament des neuen prcussischen 

Soldatentums gemacht hat. Und damit fällt auch zugleich die verhäng­

nisvolle Scheidewand, die bisher den Soldaten von den übrigen Schichten 
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der Nation getrennt hatte. Überall, in der Staatsverwaltun g, wie unter 

den Waffen , ist der Bürger des neuen St aat es aufgerufen , seine physi­

schen , seine moralischen und seine intellektuellen Kräfte in den Dien st 

seines Volkes zu st ellen. 

Das Reformwerk, dessen Au sführung und Fundierung wir hier in 

grosscn Zügen zu umreisscn suchten , ist - auf das Ganze der St ein'schcn 

P läne gesehen -, ein Torso geblieben . Trot zdem ist hier in knapp 

14· Monaten der Neubau eines St aats von den F undamenten aus voll ­

zogen worden , eine L eistung, die in der Geschichte nur wenige ihres­

gleichen hat, und die, so hoch man auch den Anteil der Mitarbeiter ver­

anschlagen mag, schliesslich doch allein dem Willen St eins und der Kraft 

seines schöpferischen Genies zu verdanken ist . 

Um sie in ihrer ganzen Grösse zu würdigen, darf man keinen Augenblick 

vergessen - und die chronologische Anordnung des Stoffes in unserer 

Publikation bringt es deutlich genug zum Ausdruck -, dass das ganze 

\Verk unter den schwer st en auss~npolitischen Schwierigkeiten zustande­

gekommen ist . Denn von Anfang an lastet e auf Steins Schultern nicht 

nur die Sorge um die Daseinsform des preussischen Staates, sondern 

die Sorge um das Dasein dieses St aat es überhaupt. Preu sscn lebte unter 

dem Schwert Napoleon s, j eder T ag konnte seine Vernichtung bringen , 

wenn es der \Villkür oder den Plänen des Kaiser s entsprach . Seine Trup­

pen hielten das Land besetzt und sogen es zusammen mit den Statt­

haltern des Eroberer s bis zum Letzten aus, und noch war die Höhe der 

französischen Kriegskontribution nicht bestimmt. Die Befreiung des 

Landes von seinen Unterdrückern auf dem Wege friedlicher Unterhand­

lungen , dem einzigen , der Preu ssen noch geblieben war, die Wiede1·­

her st ellung der bis ins Inner st e er schütterten Staatsfinanzen , das waren 

die wicht igst en , sich täglich erneuernden Sorgen Steins. Ihre Bedeutung 

für die Geschichte seines Minist eriums kann nicht hoch genug eingeschätzt 

werden. Finanzielle Erwägungen h aben bei der Reform der gutsherrlich ­

bäuerlichen Verhältnisse mitgesprochen , da man sich von der Bauern­

befreiung eine H ebung der wirtschaft lichen und somit auch steuerlichen 

L eistungsfähigkeit versprach und auf die Einkünfte au s den Ablösungs­

geldern der Domäncnbaucrn hoffte . Sie haben die interimistische Or­

ganisation der oberst en Staat sbehör den im Sommer 1808, die eine Ver­

minderung des für das damalige Verwaltungsgebiet iibermässig grossen 

und per sonell überbeset zt en Behördenapparat s bringen sollte, eindeutig 
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bestimmt. Sparmassnahmcn an allen E cken und Enden, Gehaltskür­

zungen und Beamtenabbau, Einschränkungen der Kost en der Armee 
und des Hofhaltes sollten dazu dienen , die Staatsbedürfnisse nach Mög­

lichkeit zu vermindern. Um die Mittel für die Aufbringung der den ein­

zelnen Provinzen auferlegten Kontributionen herbeizuschaffen , wurde 

in Ostpreu sscn die Einkommensteuer eingeführt, die finanzielle Lei­

stungsfähigkeit der übrigen Provinzen bis aufs äusser st c angespannt. 

Anleihen , der Verkauf der Kronjuwelen , der Verkauf und die Verpfän­

dung staatlicher Domänen, die Ausnützung des Kredits der grosscn 

Handelshäuser sollten dazu dienen, die Gelder für die Bezahlung der 

französischen K ontribution bereitzustellen . 

Denn die Regelung der französischen Entschädigungsforderungen hildet 

vom er sten bis fast zum letzten Tag das zentrale Problem der Steinsehen 

Aussen- und Finanzpolitik. Sie ist zunächst hestimmt von dem Be­

streben , unter allen Umständen „die Franzosen los zu werden", da die 

Räumung des Landes von der Bereinigung der französischen Ansprüche 
abhängig war. 

Aber alle Versuche Steins, zu einer für Preusscn tragbaren Lösung der 

Kontributionsfragc zu kommen , waren vergebens, da sie für die Fran­

zosen von vornherein ein „calcul de politique" und nicht ein „calcul 

d'arithmctique" gewesen ist, un d da Napoleon entschlossen war, den 

geschlagenen Staat nicht aus der Zange zu lassen . Daran ist die P ariser 

Mission des Prinzen Wilhelm, daran ist auch die Sendung Steins nach 

Berlin gescheitert. Über die Aussichtslosigkeit einer Politik der Nach­

giebigkeit gab es nach der Rückkehr Steins aus Berlin keine T äuschung 

mehr. Wenn es urspriinglich seine Absicht gewesen war, die Vorberei­

tung des Befreiungskampfes er st n ach erfolgt er Räumung einzuleiten , so 

blieb jetzt nur noch der andere, viel gefährlichere Weg offen, sie unter 

den Augen und unter T äuschung des misstrauischen F eindes aufzu­

nehmen und sich für die kommende bewaffnete Auseinandersetzung nach 

Bundesgenossen umzusehen. Es waren schwere und gefahrvolle Ent­

scheidungen , vor die Stein sich im Sommer 1808 gest ellt sah , und man 

begreift, dass der leitende Minister sie sorgfältig abwog, ehe er sich ent­

schloss, eine P olitik einzuleiten, die die ganze E xist enz seines Staates 

mit einem Schlag aufs Spiel setzen konnte. Wir sind über die genauen 

Erwägungen, die zwischen Stein und seinen militärischen Freunden 

Scharnhorst und Gneiscnau in diesen \Vochen gepflogen wurden, k aum 
II 
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unterrichtet , da die Quellen auf diesem Gebiet für diese Zeit fast völlig 

schweigen. Wir wissen deshalb nicht genau, wann Stein den Ent­

schluss zur Aufnahme der Kriegspolitik gegen Frankreich gefasst ha t . 

Scharnhorst und Gneisenau hatten schon Anfang Juni auf die herauf­

ziehenden Auseinandersetzungen zwischen Ost erreich und Frankreich 

aufmerksam gemacht und zur Annäherung an Öst erreich geraten. Aber 

St ein, dem diese Möglichkeiten selbstverständlich auch nicht entgangen 

waren, griff sie erst dann auf, als er sah , dass in Öst erreich mit den Rü­

stungen gegen Frankreich wirklich ernst gemacht wurde. Gleichzeitig 

hat dann das Eintreffen der Nachrichten aus Spanien der Kriegspolitik 
einen entscheidenden Auftrieb gegeben. In der zweiten Hälfte des Juli war 

Stein mit seinen Entschlüssen fertig, und nun, da er sich des weiteren 

Weges gewiss war, ging er ihn mit der ganzen Kraft und L eidenschaft 

seiner Seele. J etzt brach aus ihm die lange zurückgedämmte Flamme 

jenes dämonischen Hasses und Kampfwillen s, der nun bis zum 2. Pa­

riser Frieden den Inhalt seines Lebens bildet, der alle Kraft Preussen s, 
Deutschlands und Europas dem einen z,~cck dienstbar machen will, 

der Vernichtung Napoleons. Im Kampf gegen dessen skrupellose Gewalt­

und Erpressungspolitik hielt auch Stein sich nicht mehr an die Ge­

setze der politischen Moral gebunden. Er befürwortet e die Fortsetzung 

der Bündnisverhandlungen mit Frankreich, ja, wenn es zu haben war, 

den Abschluss eines Waffenbündnisses, um unter dessen Schutz das nackte 

Leben so lange zu frist en , bis sich die Gelegenheit bot, über den Bündnis­

genossen herzufallen . Die Verhandlungen mit Ost erreich wurden mit Nach­

druck aufgenommen, in Schlesien die Vorbereitungen zum bewaffnet en 

Zusammenwirken begonnen , die Volksstimmung im Norden Deutsch­

lands sollte aufgereizt und Verbindung mit England angeknüpft werden. 

Den Gefahren des Unternehmens trat Stein mit heroischer Entschlossen ­

heit entgegen: „ Man muss sich die Möglichkeit des Misslingens fest vor 

Augen halten , sich mit den Gedanken der Entbehrungen jeder Art und 

des Todes vertraut machen , wenn man die Bahn betret en will, die man 

jetzt zu gehen sich vornimmt." 
Die Politik St eins in jenen Monaten ist von seinen Kritikern oft genug 

als eine Politik des aussichtslosen Verzweiflungskampfes bezeichnet 

worden. Aber wenn sich schon nichts über den Ausgang eines Unter­

nehmens sagen lässt , das auf die Teilnahme Preussen s an dem kommenden 

Krieg Osterreichs gegen Frankreich , auf die militärische und finanzielle 
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Unterstiitzung Englands berechnet war und das Europa von der Donau 

und den Alpen bis zur Nordsee gegen Napoleon aufgerufen hätte, so wird 

man doch nicht iibcr sehen diirfcn , dass es die Männer , die den Krieg ver­

standen und in denen Napoleon später seine Bezwinger gefunden hat, 

dass Scharnhorst und Gneisenau es gewesen sind, die die grosscn und 

kühnen Pläne Steins unter stützten. 

Der Grösse des Einsatzes entsprach die Grösse des Zieles, um das ge­

kämpft werden sollte . Denn die Kriegspolitik Steins ist vom er st en 
Tag an nicht mehr pre us s i sc h c, sondern d e utsc h e B efr e iun gs ­

P o l i t i k gewesen: „ Der Kampf muss geführt werden zur Befreiung 

Deutschlands durch Deutsche !" In diesem Kampf tritt für Stein das 

preussisch e Interesse hinter dem der deutschen Nation zurück, war er ent­

schlossen , die Exist enz des preu ssischen Staates aufs Spiel zu setzen . Aber 

wenn so Preusscn s Schicksal an das deutsche Schicksal gewagt werden 

sollte, so st eht dahinter cüe Erkenntnis, dass nur die Befreiung des ganzen 

Vaterlandes die Befreiung seiner einzelnen Glieder und damit auch 
Preussens bringen und sichern konnte . 

Die Frage, oh es Stein gelungen wäre, den König auf diesem gefährlichen 

Weg mitzureisscn , bleibt offen. Friedrich Wilhelm III. hatte nur zögernd 

und mit Vorbehalt seine Zustimmung zu den Verhandlungen mit Öst er­

reich und zu den Riistungcn in Schlesien gegeben, sein nüchterner Sinn 

schreckte vor der Grösse und der Kühnheit der Unternehmung zurück. 

Aber ehe die Dinge zur Entscheidung reif wurden, hat der Brief St eins an 

Wittgen st ein vom 15. Augu st 1808, in dem nur andeutungsweise von 

Steins Plänen die Rede war, der aber Napoleon klar genug das wahre 

Gesicht der Stein'schen Politik verriet , diesem die Möglichkeit gegeben , 

die Annahme seiner Kontributionsforderungen zu erzwingen und seinen 

Gegner au s der Bahn zu werfen. 

Die Entlassung Steins war nach dieser Katastrophe seiner Aussenpolitik 

unvermeidlich. Napoleon hat sie nicht ausdriicklich gefordert, aber er licss 

schon in den Pariser Vertrag die Bedingung aufnehmen, dass der König 

alle aus seinen ehemaligen Provinzen st ammenden Beamten zu entlassen 

hätte, da er fälschlich annahm, dass Steins Stammsitz im Königreich 

\Vestfalen liege. Und wenn er auch auf dem Kongress von Erfurt, vielleicht 

unter dem Einfluss des Zaren , sich mit der Beschränkung Steins auf das 

Finanzminist erium zu begnügen schien , so kann doch darüber kein Zwei­

fel sein, dass er Stein auch in diesem Amt nicht lange geduldet hätte. 
II* 
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Dafür hätten schon seine über Preussen geset zt en Satrapen Daru und 

Davoust gesorgt. Die anwachsende innerpolitisch e Opposition in Prcu­

ssen , die ihre Verbindungen mit den französischen Behörden in Berlin 

dazu ausnützte, die Stimmung im französischen Lager gegen Stein zu 

versch~irfen, hat auf diese \Veise ausserdem ihr Teil zum Sturz Steins 

beigetragen. Aber eine entscheidende Rolle h at sie dabei nicht gespielt. 

Auf der anderen Seite konnten jedoch auch die Bemühungen der 

politischen Freunde und Gesinnungsgenossen Steins, ihre Eingaben an 

den König und ihre schüchternen Versuche einer Bearbeitung der öffent­

lichen Meinung durch die Presse das Schicksal Steins nicht mehr 

aufhalten . 

Vor allem: St ein selbst war sich darüber klar, dass er nicht länger der 

er st e R atgeber des Königs b leiben konnte. Er bat sofort nach dem Ein­

treffen der Nachricht über das Schicksal des Briefes vom 15. August um 

seine Entlassung. Aber er st nach wochenlangen Verhandlungen und 

nachdem sich der König von der aussenpolitischen Notwendigkeit 

dieses Schrittes überzeugt ha tte, erhielt St ein den erbet enen Abschied. 

An eine Preisgabe seiner P olitik hat Stein auch noch in diesem letzt en 

Abschnitt seiner Tätigkeit nicht gedacht. Noch im Fallen gleich sam 

versuchte er den Gegner zu treffen , indem er die Offen siv- und Kriegs­

politik mit aller Macht, auch gegen den Willen des Königs vorwärtstrieb. 

Aber er fand weder in Preusscn noch in Öst erreich mehr die richtige Re­

sonnanz. Der König vollzog, ohne ihn zu fragen , die R atif ikation des 

Pariser Vertrags und war entschlossen, ihn loyal zu halten . Damit war 

die Stein'sche Kriegspolitik aufgegeben . 

E s blieb ihm nur noch , die innerpolitischen Ergebnisse seiner T ätigkeit 

zu sichern. Er benützte die Zeit, die ihm noch gegeb en war, um die Städte­

ordnung und die Reorganisation der ober sten Staatsbehörden unter Dach 

zu bringen. Dabei ver suchte er durch eine Modifikation des Organi­

sationsplans vom 27. Februar , nämlich durch Einführung Geheimer 

Staatsräte ohne R essort, sich auch noch fernerhin die Möglichkeit einer 

Mitarbeit am weiteren Schicksal des preussischen Staates zu sichern. 

Doch auch diese Rückst ellung war nicht mehr zu halten. Nun sollte 

wenigstens noch der Geist und das Erbe, das er hinterliess, möglichst tief 

verankert werden. Schon Mitte September hatte Stein einen offiziösen 

Presseartikel veröffentlichen lassen, der Zweck und Ziel der Reformpoli­

tik darlegte. Ein zweiter , von Süvern entworfener Aufsatz mit dem-
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selben Inhalt fand nicht die Billigung des Königs und wurde nicht ver­

öffentlicht. In letzter Stunde, kurz vor seinem Abgang, unterzeichnete 

Stein ein von Schön entworfenes und mehr von dessen als von Steins 

eigenen Geist getragenes Rundschreiben an die Mitglieder des General­
departements, das man seitdem - nicht ganz mit R echt - als sein 

„ Politisches Testament" bezeichnet . 

Am 5. Dezember 1808 verlicss Stein Königsberg, um sich über Berlin 

nach Breslau zu begeben , wo er d en Winter zubringen wollt e . Inzwischen 

aber hatte sich Napoleon entschlossen , den gefährlichen Mann nicht 

weit er in seinem Machtbereich zu d ulden. Am 16. Dezember 1808 erging 
aus Madrid das Ächtungsdekret, das „le nomme Stein" für einen F eind 

Frankreichs erklärte, seine Güter konfiszierte und allen französischen 

und alliierten R egierungen b efahl, sich seiner P er son zu bemächtigen. 

Stein, durch den holländischen Gesandten Goldberg rechtzeitig gewarnt, 

b lieb nichts a ls die F lucht nach Öst erreich. 

Was er für den Neuaufbau des prcu ssischcn Staates geleist et hat, ist als 

unverlierbares Erbe in die preussisch-deutsche Geschichte eingegangen. 

Sein er st er Ver such der Organisation eines allgemeinen deutschen Kamp­
fes gegen die Fremdherrschaft ist zunächst gescheitert. Auch d iese E in­

saat blieb nicht verloren. Er selbst aber , der als ein zunächst Geschla ­

gener der öst erreichischen Grenze zuciltc, war durch das Achtdekret 

Napoleons von diesem als einer seiner gefährl ich sten Gegner gekenn­

zeichnet und ist nun er st r echt zum Haupt und zum Sammelpunkt des 

nationalen \Vider stands geworden . 

Die Anwendung der bisher befo lgt en Editionsgrundsätze auf diesem 

zweiten Band unserer Publikation erfordert einige ausführliche Erläu­

terungen. Dem Plan und dem Aufbau des Gesamtwerks entsprechend 

sind auch hier die per sönlichen Korresponden zen Steins und seine pro­

grammatischen Denkschriften in erster Linie berück sichtigt worden . 

Aber so wenig wie der er st e Band durfte sich auch dieser zweite auf die 

Aufnahme dieses Quellenmaterials b eschränken, da diese Zeu gnisse 

nicht ausreichen , um die politischen und wirtschaftlichen Ideen Steins, 

sowie die Massnahmcn zu ihrer Durchführung und seine ausscnpolitischc 

Tätigkeit dokumentarisch zu belegen . Deshalb musst en auch hier die 

dien stlichen Akten in weitem Umfange herangezogen werden. Dies 
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gilt für die Amtszeit seines er st en Minist eriums, über deren publi­

kation smässigc Darst ellung schon in den er st en Seiten dieser Einfüh­

rung gesprochen wurde, es gilt besonder s auch für die R eformzeit. 

Für den Zeitraum zwischen der er st en Entlassung und der Wiederbe­

rufung Steins ist man natürlich ausschliesslich auf seine privaten Korre­

spondenzen und Denkschriften angewiesen. Sie sind hier , soweit sie über­
haupt noch zu ermitteln waren , in lückenloser Reihenfolge zum er st enmal 

im Originaltext vorgelegt, während die Publikation von P ertz nur wenige 

Stücke daraus im Wortlaut gebracht hat. Dabei bot neben dem Stein­

Archiv wiederum der Nachlass R edens eine R eihe wichtiger bisher un­

bekannter oder nur an abgelegener Stelle gedruckter Briefe. 

Dagegen fliessen nun für die R eformzeit diese Quellen spärlicher, als 

man es zunächst erwartet. Neben den Briefen an seine Frau, in 

denen sich Stein über das Per sönliche hinaus vor allem zur allgemeinen 

politischen Lage Preu ssen s äussert, enthält die Privatkorrespondenz 

Steins hier hauptsächlich den Briefwechsel mit Alexander von Humboldt, 

dem Prinzen Wilhelm, der K önigin Luise und dem König. Das Thema 

dieser Briefe ist in er st er Linie die Aussenpolitik, die wir ausserdem noch 

an H and der zahlreichen Gutachten Steins zu den Beratungen der 

Friedcn svollzichungskommission, seiner Denkschriften und seines Schrift­

wechsels mit Wittgcnst cin, Niebuhr und dem Grafen Götzen verfolgen . 

Die Fülle wichtigen Materials, die hier vorliegt , zeigt schon rein äusscr­

lich die ganze Bedeutung der Kontributions- und aussenpolitischen 

Fragen für das zweite Minist erium Steins und die Summe der Arbeit, 

die ihm aus ihrer Bewältigung erwuchs. 

Im Gegensatz hierzu ist nun über die eigentlichen Fragen der Staats­

reform im Briefwechsel St eins wenig zu finden. E s sind darüber nur 

einige Briefe an H ardcnbcrg, Altenst ein und Reden vorhanden. Grössere 

programmatische Denkschriften aus der Feder St eins gibt es aus dieser 

Zeit nur wenige, und von ihnen trägt eine, die vom 14. Juni 1808 über 

die Verleihung des Eigentumsrechtes an die Domänenbauern, vorwiegend 

zusammenfassenden Charakter. Alle diese Zeugnisse sind selbstver­

st ändlich in unserer Publikation aufgenommen worden . Sie wurden 

ergänzt durch clic H eranziehung der grossen von Altenst ein konzipierten 

lmmediatberichte zu den Organisation splänen und der Städteordnung, 

die bis in die Einzelheiten der Argumentation und Diktion hinein das 

Gepräge des St ein'schen Geist es tragen , so dass man sie für R ein-

( 
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schriften verloren gegangener Konzepte Steins oder für seine Diktate 

halten möchte . Mit Ausnahme dieser Denkschriften ist das stilistische, 
sehr vielen Einwendungen ausgesetzte Kriterium nicht weiter als Grund­

lage für die Auswahl der Dokumente benutzt worden. E s sind deshalb 

Erlasse, R eskriptc und Verfügungen, die von Steins Mitarbeitern kon­

zipiert wurden, in der Regel nicht aufgenommen. Wo sie um des Zu­

sammenhanges willen oder wegen der Wichtigkeit des Gegenstandes 

nicht zu entbehren waren , sind sie meist ens als Regest verzeichnet. Eine 

Ausnahme bilden nur solche Aktenstücke, die ein grundsätzlich wich­

tiges Thema der Reform behandeln, zu dem sonst keine eigenen Auf­

zeichnungen Steins vorliegen, wie etwa die von Staegemann konzi­

pierten Schreiben, die sich auf den ostpreussischen Generallandtag oder 

auf die agrarpolitischc Seite des Domänenverkaufcs beziehen. Im all­

gemeinen beruhen aber die Ausarbeitungen seiner Mitarbeiter auf Rand­

verfügungen und schriftlichen Anweisungen Steins, die als wichtige und 

oft einzige Quellen für bestimmte Gebiete der Reform eben so heran­

gezogen wurden , wie seine Aufzeichnungen für K abinet svorträge, die er 

sich manchmal in besonders wichtigen Stadien der Verhandlungen ge­

macht hat. 

Die doppelte Beschränkung auf das Grundsätzliche und das von Stein 

selbst Konzipiert e brachte es auch mit sich , dass auf eine aktenmässige 

Verfolgung des Ganges der Verhandlungen über die Verwirklichung der 

einzelnen Reform-Massnahmcn verzichtet werden musste . Das bedeutet, 

dass die grossen von Altenstein verfasst en Organisationspläne und 

andere Entwürfe der Sachbearbeiter Stein s, so etwa der Freys über die 

Städte-Ordnung, nicht in diese Publikation aufgenommen werden 

konnten, worüber sogleich unten noch ein Wort zu sagen sein wird. 

Mit diesen Denkschriften der Mitarbeiter musst e zugleich auf die R and­

bemerkungen Steins dazu verzichtet werden . Sie sind nur dann auf­

genommen, wenn sie die Form ausführlicher Bemerkungen haben und 

so für Steins Stellung zu einzelnen Fragen der Verwaltungsreform eine 

auch ohne genaue Kenntnis der Unterlagen ver ständliche und wichtige 

Aeusserung darstellen (zum Beispiel St eins Bemerkungen zum Frey'schen 

Entwurf der Städteordnung). Auslassungen Steins zu Fragen von 

sekundärer Bedeutung sind, soweit sie hier überhaupt berücksichtigt 

werden konnten , als Regest verzeichnet. Da bei jedem aufgenommenen 

Stück die F undstelle angegeben wird, ist jedem Benutzer, der sich für 
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eine spezielle Frage besonders interessiert, die Möglichkeit gegeben, die 

Akten selbst leicht aufzufinden. 

J ede Abweichung von diesen Grundsätzen müsst e bei konsequenter 

Durchführung eines ext en siveren Prinzipes - das etwa die nicht von Stein 

konzipierten Denkschriften und Entwürfe seiner Mitarbeiter als letzlich 

doch von ihm inspirierte in den Rahmen einer solchen Publikation auf­
nehmen würde - zu einer allein für die Reformzeit viele Bände um­

fassenden Aktenveröffentlichung führen. Eine solche aber lag vou 

vornherein nicht im Plan dieses Werkes. Sie ist eine Sonderaufgabe, dir 

die etwa gleichzeitig mit der unseren begonnene grosse Aktenveröffent­

lichung der preussischen Staatsarchive über die Reformzeit übernommeu 

hat 1) . Beide Publikationen sind in eingehenden Besprechungen im freund­

schaftlichen Einvernehmen zwisch en den Bearbeitern aufeinander abge­

stimmt worden. Dabei galt als ober st er Grundsatz, jeder Veröffent­

lichung das zu lassen , was ihr ihrem ursprünglichen Programm und AuL 

bau nach zukommt, Doppelabdrucke aber nach Möglichkeit zu ver­

meiden. So greifen also für die preussische Reformzeit die beiden Publi­

kationen, die eine von der Persönlichkeit Steins, die andere von den sach­

lichen Zusammenhängen ausgehend, ineinander, und ganz prinzipiell 

muss für alles, was die rein aktenmässigc, nicht ausdrücklich von Stein 

behandelte Enhvicklung der Reformgesetze, die einzelnen Stadien der 

Entwürfe und Beratungen angeht, auf die Publikation der Staatsarchive 

verwiesen werden . 

Dieser Publikationsreihc ist auch die Behandlung der prcussischen 

Finanzpolitik in der Reformzeit überlassen worden. Sie wird in unserer 

Veröffentlichung nur dort gestreift, wo sie sich unmittelba .- mit dcu 

grossen Problemen der Reformpolitik oder der Aussenpolitik Steins be­

rührt, wie etwa in der Frage der Kriegskontribution, der E'nführung 

J.er Einkommensteuer oder den staatsrechtlichen und agrarpolitischen 

Seiten des Domänenvcrkaufs. Dagegen sind die Akten über die Auf­

stellung der Etats, sowie diese selbst und die Finanzpläne hier nicht 

berücksichtigt, ebensowenig natürlich die rein finanztechnischen Fragen 

über die Verteilung der Kriegslast en im einzelnen , das Kriegsschuldeu­

wesen der Provinzen und die Ausgabe der Tresor schcinc. Die Verhand­

lungen über die Aufnahme von Staatsanleihen und den Verkauf der 

Kronjuwelen sind nur dort berücksichtigt, wo sie von St ein selbst im 

1) Vgl. Bd. 1. S. IX. 
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Rahmen allgemeinpolitischer Fragen behandelt wurden , wie z . B. in seiner 

Korrespondenz mit dem Fürst en Wittgenst ein. Dagegen konnten die 

Briefe Niebuhrs an Stein über die Einzelheiten und den Fortgang der 

von ihm geführten Anleiheverhandlungen in Holland hier nicht aufge­

nommen werden. 

In dem hier umschriebenen Rahmen glauben wir das Material über die 

preussisch e R eformzeit mit einiger Vollständigkeit erfasst zu haben. 

Dass einzelne wenige Stücke, darunter auch solche, die in der Stein­

literatur erwähnt sind, trotz eifrigster Nachforschungen nicht wieder auf­

gefunden wurden , liegt in den speziellen Schwierigkeiten des ungeheuer 

zersplitterten Mat erials. Zu diesen nicht wieder aufgefundenen, aber 

z. B. Lehmann noch bekannten Stücken gehören als wichtigste einige 

Dokumente zur Geschichte der Aufhebung der Patrimonialgerichtsbar­

keit, die sich weder in den im Geh. Staat sarchiv reponierten Best änden 

des Justizminist eriums noch in den K abinetsakten vorgefunden haben. 

- Von den Akten über die Adelsreform, das Stein noch in seinem Briefe 

vom 2. Januar 1809 selbst erwähnt, ist seit langem jede Spur verloren. 

Den Beamten des Geheimen Staatsarchives in Berlin-Dahlem, ins­

besondere H errn Archivrat Dr. Winter , bin ich für alle Unter stützungen , 

die sie meinen Nachforschungen an gedeihen liessen , gerade für diesen 

Band zu besonderem Dank verpflichtet . Ausserdem habe ich der Lei­

tung der Stadt- und Landesbibliothek Dortmund und hier vor allem 

Herrn Direktor Dr. Schulz für Her gabe wertvollen Materials zu danken, 

von dem ein Teil noch in den Nachträgen zum Abdruck kommen wird. 

Berlin, Dezember 1936. 
E. BOTZENHART. 




